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Unzureichend – so

lautet das Urteil des

Bundeshauptvor-

stands der Verkehrs-

gewerkschaft GDBA

zum Mobilitätsfahr-

plan der neuen Bun-

desregierung. Nach

Vorlage des Koaliti-

onsvertrages durch

CDU, CSU und FDP

steht fest: es fehlt na-

hezu vollständig jeg-

liche Perspektive für

eine volkswirt-

schaftlich vernünfti-

ge Aufgabenteilung

im Verkehr, für die

Fortentwicklung der

umweltfreundlichen

Schiene und den

Ausbau ihrer Infra-

struktur. Ebenso fehlt

es an konkreten Aus-

sagen, wie öffentli-

cheVerkehrsangebo-

te gefördert und

Wettbewerbsverzer-

rungen, die deut-

schen Schienenver-

kehrsunternehmen

noch immer benach-

teiligen, beseitigt

werden sollen. 

U
mweltpolitische Pro-
blemstellungen, zu de-
ren Lösung die Schiene
und die in diesem Sek-
tor agierenden Unter-

nehmen wesentlich beitragen
können, werden ignoriert. Völ-
lig zu kurz kommen die Auswir-
kungen dieser Politik auf die Be-
schäftigten und ihre Sozialstan-
dards. Vorschläge zur Verbesse-
rung der Sicherheit von Fahrgä-
sten und Mitarbeitern: Fehlan-
zeige. 

Die mögliche Rolle der Branche
als ökologischer Wachstums-
und Arbeitsplatzmotor wird
ebenso verkannt. Stattdessen
setzt Schwarz-Gelb auf ange-
staubte und rückwärts gewandte
Rezepte, mit denen einzig und
allein der Wettbewerb zwischen
den Verkehrsträgern zu Lasten
der dort tätigen Menschen wei-
ter verschärft werden soll.

Der schwarz-gelbe Koalitions-
vertrag Mobilität ist ignorant:

� Weil die Bundesregierung er-
neut auf ein Gesamtkonzept
für den Verkehr mit Zielvor-
gaben für die künftige Ver-
kehrsteilung und den daraus
abzuleitenden Ausbau der
Infrastruktur verzichtet. 

� Weil die Bundesregierung
die Rolle des umweltfreund-
lichen Schienenverkehrs im
Bemühen um eine heute be-
reits wirksame Entlastung der
Straßen und des Luftraums
und damit für bessere Le-
bensbedingungen verkennt.

� Weil die Bundesregierung
den sozialen Bedingungen
im Verkehrssektor, die sich
wettbewerbsbedingt weiter
zu verschlechtern drohen,
und den Ursachen dafür kei-
ne angemessene Bedeutung
beimisst.

Der schwarz-gelbe Koalitions-
vertrag Mobilität ist altbacken:

� Weil die Bundesregierung
umweltpolitische Ziele, die
sich im Verkehr nur mit der
Förderung der Schiene flä -
chendeckend und schnell er-
reichen lassen, wie vor Jahr-
zehnten „unter ferner liefen“
im Koalitionsvertrag ver-
steckt.

� Weil die Bundesregierung
noch immer glaubt, dass nur
eine „ertragsorientierte“ Zer-
schlagung des Bahnkonzerns
einen besseren Schienenver-
kehr hervorbringt, und damit
die eigene grundgesetzlich
festgeschriebene Verantwor-
tung auch für das Schienen-
verkehrsangebot leugnet.

� Weil die Bundesregierung
nach dem Zusammenbruch
der auf grenzenlose unter-
nehmerische Freiheit ge-
trimmten Finanzmärkte am
Patentrezept Liberalisierung
im Schienenverkehr festhal-
ten will. 

Der schwarz-gelbe Koalitions-
vertrag Mobilität ist ohne Pers -
pektive:

� Weil die Bundesregierung
zwar die Endlichkeit der
Rohöl- und Kohlevorkommen
erkennt, daraus aber nicht die
notwendigen Schluss -
folgerungen für den Ausbau
der bereits heute auch mit al-
ternativen Energien zu betrei-
benden Schiene zieht.

� Weil die Bundesregierung
immer noch glaubt, dass die
Verkehrsträger, und insbe-
sondere die umweltfreundli-
chen, ihre Infrastruktur sel-
ber finanzieren können.

� Weil die Bundesregierung
auf einen konkreten Plan zur
Beseitigung der Wettbe-

werbs-nachteile des Schie-
nenverkehrs sowohl bei den
Steuern als auch bei den Um-
weltkosten verzichtet und
stattdessen noch größere und
gefährlichere Lkw-Kombina-
tionen mit noch mehr Belas -
tung für die Trucker auf die
ohnehin vollen Autobahnen
rollen lassen will.

GDBA fordert menschliche
Verkehrspolitik
Der Bundeshauptvorstand der
Verkehrsgewerkschaft GDBA
fordert die Bundesregierung 
in einem Sieben-Punkte-Pro-
gramm auf, nicht nur wirtschaft-
lich, sondern auch sozial- und
umweltpolitisch Farbe zu be-
kennen und sich für eine
menschliche Verkehrspolitik zu
entscheiden:

1. Aufstockung der Bundesfi-
nanzierung für die Schienen -
infrastruktur auf mindestens
fünf Milliarden Euro jährlich.
Denn Schieneninvestitionen
sind Langzeitinvestitionen:
Jeder Euro, der heute in die
Schiene investiert wird, „pro-
duziert“ auch noch in künfti-

GDBA kritisiert: Der „Mobilit
neuen Bundesregierung ist v
Die Chancen des Wachstums- und Arbeitsplatzmotors Schiene bl



gen Jahrzehnten Wohlstand,
Umweltschutz und Mobilität
von Gütern und Menschen.

2. Entwicklung eines Master-
plans Verkehr mit konkreten
Vorgaben für die künftige Ver-
kehrsteilung und mit Finan-
zierungszusagen für den
nach Maßgabe des Plans not-
wendigen Infrastrukturaus-
bau. Mindestens bis Vorlage
Verzicht auf die Zulassung
von Fernbussen. 

3. Verzicht auf eine Zerschla-
gung und Filetierung des
Bahnkonzerns, um insbeson-
dere die Funktionsweise des
Konzernweiten Arbeitsmark-
tes als „Impfung gegen Ar-
beitslosigkeit“ für viele Zehn-
tausend Beschäftigte zu er-
halten.

4. Vorlage eines Plans zur Be-
seitigung der Wettbewerbs-
verzerrungen im Verkehr und
hierbei insbesondere Unter-
stützung der EU-Kommission
beim Einstieg in die Anla-
stung der externen Kosten
einschließlich Stau- und Un-
fallkosten.

5. Einführung eines Sozial-TÜV
in der Verkehrspolitik zur
Überprüfung der Auswir-
kungen von gesetzgeberi-
schen und sonstigen wichti-
gen Entscheidungen auf die
Beschäftigung, Sozialstan-
dards und Sicherheit mit ei-
ner obligatorischen Ver-
pflichtung zur Entwicklung
von Vorschlägen für Aus-
gleichs- und Gegensteue-
rungsmaßnahmen. 

6. Gründung einer Bundesi-
nitiative „Sicher unterwegs“
zur Entwicklung, Erprobung
und Förderung von Maßnah-
men zur Erhöhung der Si-
cherheit von Fahrgästen und
Mitarbeitern insbesondere im
SPNV und ÖPNV.

7. Verabschiedung eines Arbeit-
nehmerdatenschutzgesetzes
mit eindeutigen Regeln, die
klarstellen, was im Umgang
mit Mitarbeiterdaten erlaubt
ist und was nicht. Die Be-
schäftigten müssen künftig
wirkungsvoll vor Bespitze-
lung und Datenmissbrauch
geschützt werden.

ätsfahrplan” der
öllig unzureichend
eiben gänzlich unberücksichtigt 


